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Treuhänder zur Überwachung des Sicherungsvermögens

Die gesetzlichen Regelungen zum Treuhänder enthalte n die §§ 70 – 76 des Versi-
cherungsaufsichtsgesetzes (VAG). Der Treuhänder kan n für mehrere Versicherungs-
unternehmen tätig sein. In diesem Fall darf sich ke in Interessenkonflikt erge-
ben. Gemäß § 71 VAG wird Der Treuhänder vom Aufsich tsrat bestellt. Der Treuhän-
der muss vor der Bestellung der Aufsichtsbehörde (B undesanstalt für Finanz-
dienstleistungsaufsicht, BaFin) benannt werden. Hat  diese gegen die Bestellung
Bedenken, kann sie verlangen, dass binnen angemesse ner Frist jemand anders be-
nannt wird. Der Treuhänder muss zur Erfüllung seine r Aufgaben die erforderlichen
Kenntnisse und Erfahrungen besitzen.

Die Vergütung für den Treuhänder wird zwischen dem Treuhänder und dem Versiche-
rungsunternehmen frei vereinbart.

Treuhänder für Pfandbriefbanken

Die gesetzlichen Regelungen für den Treuhänder eine r Pfandbriefbank enthalten
die §§ 7 – 11 des Pfandbriefgesetzes (vormals Hypot hekenbankgesetz). Der Treu-
händer hat u.a. darauf zu achten, dass die vorschri ftsmäßige Deckung für die
Pfandbriefe vorhanden ist. Den vollständigen Aufgab enkatalog enthält § 8 Pfand-
briefgesetz. Die Bestellung des Treuhänders und sei nes Stellvertreters erfolgt
gemäß § 7 Abs. 3 durch die Bundesanstalt für Finanz dienstleistungsaufsicht
(BaFin), nach Anhörung der Pfandbriefbank.

Theoretisch kann der Treuhänder für mehrere Pfandbr iefbanken tätig sein. Ent-
scheidend ist, ob die weitere Pfandbriefbank damit einverstanden ist, dass der
Treuhänder bereits für eine Pfandbriefbank tätig is t.

Die Vergütung für den Treuhänder beträgt höchstens € 1.600,-- je Monat.

Schiedsrichter: Schiedsrichterliches Verfahren §§ 1 025 – 1066 ZPO

Schiedsgericht ist das private Gericht, das im schi edsrichterlichen Verfahren
entscheidet (§ 1029 ZPO). Die Parteien, in der Rege l große oder mittlere Unter-
nehmen, können die Anzahl der Schiedsrichter und da s Verfahren zu ihrer Bestel-
lung vereinbaren.

Der Vorsitzende wird (Schieds-)Obmann genannt. Man unterscheidet das Gelegen-
heitsschiedsgericht, das für eine einzelne Streitig keit gebildet wird und das
institutionelle Schiedsgericht. Letzteres z.B. eing erichtet von Wirtschaftsver-
bänden für bestimmte Streitigkeiten, z.B. ein Bühne nschiedsgericht.

Gemäß § 1055 Zivilprozessordnung (ZPO) hat der Schi edsspruch unter den Parteien
die Wirkungen eines rechtskräftigen gerichtlichen U rteils. Das schiedsrichterli-
che Verfahren endet mit einem Schiedsspruch oder ei nem Schiedsvergleich. Gemäß
§ 1057 ZPO hat das Schiedsgericht, sofern die Parte ien nichts anderes vereinbart
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haben, in einem Schiedsspruch darüber zu entscheide n, zu welchem Anteil die Par-
teien die Kosten des schiedsgerichtlichen Verfahren s einschließlich der den Par-
teien erwachsenen und zur zweckentsprechenden Recht sverfolgung notwendigen Ko-
sten zu tragen haben.

Leiter von betrieblichen Einigungsstellen (§ 76 Bet riebsverfassungsgesetz)

Die Einigungsstelle hat die Aufgabe, Meinungsversch iedenheiten zwischen Arbeit-
geber und Betriebsrat, Gesamtbetriebsrat und Konzer nbetriebsrat beizulegen (§ 76
Betriebsratsverfassungsgesetz). Die Einigungsstelle  besteht aus einem unpartei-
ischen Vorsitzenden und der gleichen Anzahl von Bei sitzern, die vom Arbeitgeber
und vom Betriebsrat bestellt werden.

Die Kosten der Einigungsstelle trägt der Arbeitgebe r (§ 76a Abs. 1 BetrVG). Der
Vorsitzende und die Beisitzer, die nicht dem Betrie b angehören, haben Anspruch
auf Vergütung ihrer Tätigkeit. Diese richtet sich n ach dem erforderlichen Zeit-
aufwand, die Schwierigkeit der Streitigkeit und dem  Verdienstausfall. Nach der
bisherigen Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts  konnte das Honorar des Vor-
sitzenden und der außerbetrieblichen Beisitzer frei  vereinbart werden. Wenn kei-
ne entsprechenden Absprachen getroffen wurden, galt  ein Honorar von zwei 13/10-
Gebühren nach dem RVG für den Vorsitzenden und von 7/10 des Honorars des Vorsit-
zenden für die außerbetrieblichen Beisitzer. Großzü gige Pauschalhonorare oder
Abrechnung nach dem RVG bei hohen Streitwerten könn en Zweifel an der Unabhängig-
keit des Vorsitzenden wecken.

Professor Dr. Joachim Gruber schlägt in seinem Aufs atz „Die Einigungsstellen
nach dem BetrVG, die Arbeitsrichter und ihre Nebent ätigkeiten“ (Zeitschrift für
Rechtspolitik 2011, 178f) vor, die maximale Zahl de r von einem Richter zu über-
nehmenden Einigungsverfahren stark zu begrenzen, um  das Ansehen der Justiz zu
schützen. Er vermutet, obwohl dies schwer zu beweis en ist, dass die Nebenein-
künfte der Arbeitsrichter zu einer Trendwende der a rbeitnehmerfreundlichen
Rechtsprechung geführt haben. Er schlägt deshalb vo r, dass ein Arbeitsrichter
nur dann zum Vorsitzenden einer Einigungsstelle bes tellt werden darf, wenn keine
geeignete Person außerhalb der Arbeitsgerichtsbarke it zur Verfügung steht. Au-
ßerdem sollte der Gesetzgeber gemäß § 76a BetrVG du rch Rechtsverordnung Höchst-
beträge für das Honorar von Vorsitzenden der Einigu ngsstelle festsetzen.

Allgemein ist festzustellen:
Die vorgenannten Tätigkeiten werden sehr häufig von  Berufsrichtern nebenher aus-
geübt. Diese Berufsrichter erhalten vom Staat, also  vom Steuerzahler, ein nicht
zu knapp bemessenes Gehalt. Diese Nebentätigkeiten können, dass ergibt sich aus
der Natur der Sache, in der Regel nur in der regulä ren Arbeitszeit ausgeübt wer-
den. Nicht wenige Berufsrichter verdienen mit diese n Nebentätigkeiten teilweise
wesentlich mehr als in ihrem Hauptberuf.

Diese Nebentätigkeiten sind in zweierlei Hinsicht b edenklich. Sie beeinträchti-
gen die richterliche Tätigkeit, weil ein Teil der r ichterlichen Arbeitskraft
zweckentfremdet wird und damit zu einem Qualitätsve rlust der richterlichen Tä-
tigkeit führen kann. Zum anderen gefährden sie die richterliche Unabhängigkeit,
genauer gesagt, die innere Unabhängigkeit (gemäß se inem Richtereid, § 38 Deut-
sches Richtergesetz, verpflichtet sich der Richter u.a. „ohne Ansehen der Person
zu urteilen“). Die Lebenserfahrung bestätigt, dass ein Richter, der Treuhänder
für eine Bank ist, nicht mehr unparteiisch über Ban ksachen urteilen kann. Dies
gilt besonders dann, wenn er über einen Rechtsstrei t zu entscheiden hat, bei dem
eine Partei die Bank ist, für die er als Treuhänder  tätig ist.
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